
Schenk, Karl-Ernst

Article  —  Digitized Version

Zur Beurteilung der Wirtschaftsintegration im COMECON

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Schenk, Karl-Ernst (1963) : Zur Beurteilung der Wirtschaftsintegration im
COMECON, Wirtschaftsdienst, ISSN 0043-6275, Verlag Weltarchiv, Hamburg, Vol. 43, Iss. 12, pp.
503-508

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/133356

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/133356
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


Zur Beurteilung der Wirtschaftsintegration im C O M E C O N

Karl-Ernst Sdienk, M ünster

D er m ü h sa m e  P ro zeß  d e r  w irtschaftlichen  In teg ra tio n  ze ig t sich deu tlicher noch a ls im  
W esten in  d en  kom m un istischen  S ta a ten  Osteuropas. E r w ird  h ie r  n ich t n u r  durch n a tio ­
n a le  In teressen  u n d  P restigew ünsche erschwert — das g il t  auch f ü r  d en  W esten  —, nicht 
n u r  durch D iffe ren zen  zw ischen  S ta a t u n d  P artei, so ndern  auch durch  m anche den  
System en  n a tio n a le r  P la n ö ko n o m ie  inhären ten  E igenarten . D er fo lg e n d e  B e itra g  be­
h a n d e lt e in ige  d e r  zah lre ich en  U rsachen des langsam en  Fortschritts, d en  d e r  im  W esten  
g em e in h in  a ls COM ECON bezeichnete  R a t f ü r  gegenseitige W irtschaftsh ilfe  zu  verzeichnen  
h a tte . D er A u to r  lä ß t d e n  Leser aber auch  nicht im  u n k la ren  über d ie  B ed eu tu n g  d er  
jü n g s ten  A k tiv itä t  des R G W , d ie  ih ren  letzten  A u sd ru ck  in  d e r  gep la n ten  G ründung  
eines gem einsam en  B a n k in s titu ts  u n d  d er E in fü h ru n g  eines „ transferab len  R u b els“ fin d e t.

Das Bild, das wir uns von der politischen und öko­
nomischen W irklichkeit schaffen, bestimmt unser 

politisches Handeln. Ist dieses Bild falsch oder durch 
Wunschdenken verzerrt, dann werden die politischen 
Maßnahmen nicht besser sein können als dieses Bild, 
mit dessen Hilfe sie konzipiert worden sind. Das heißt, 
sie bringen nicht den bestmöglichen Erfolg oder füh­
ren vielleicht sogar zu einem Mißerfolg.

In besonderem Maße gilt das Gesagte im Hinblick 
auf die Behandlung der mittel- und osteuropäischen 
W irtschaftsintegration. Die Folgerungen, die aus der 
Analyse der Ostblockintegration gezogen werden, be­
rühren gerade uns unmittelbar, viel unm ittelbarer 
als innersowjetische W irtschaftsprobleme. Dies ergibt 
sich bereits aus unserer engen Nachbarschaft zu die­
sem Wirtschaftsblock und aus den Handelsbeziehun­
gen, die wir zu ihm unterhalten.

FORTSCHRITTE IN DER INTEGRATION

W enn hier versucht werden soll, sich in einem kurzen 
Beitrag mit dem Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(RGW) auseinanderzusetzen, so besteht eine gewisse 
Gefahr. Der Leser, dem hier kein vollständiges Bild 
gegeben werden kann, wird wenig von den negativen 
Seiten der Integration im RGW erfahren. Infolge­
dessen könnte bei ihm ein falscher Gesamteindruck 
entstehen. Der Verfasser hat jedoch bereits an ande­
rer Stelle diese negativen Seiten angesprochen und 
glaubt sich daher von dem Verdacht frei, die Integra­
tion einseitig zu beurte ilen .') ;

1) K.-E. S c h e n k ,  «Sowjetisdie Wirtschaftsstrategie und EWG“, 
in: Hamburger Jahrbudi für W irtsdiafts- und Gesellsdiaftspolitik, 
hrsgg. V. H.-D. Ortlieb, 8. Jahr (1963), S. 63 bis 80, insbesondere 
S. 72 ff. Eine umfassendere Untersudiung des Autors mit dem 
Titel .Arbeitsteilung im Rat für gegenseitige W irtsdiaftshilfe. 
Ihre Ökonomik, Planung und Organisation* (Diss. Hamburg) soll 
demnädist in der Reihe der W irtsdiaftsw issensdiaftlidien Ver- 
öffentlidiungen des Osteuropa-Instituts a. d. Freien Universität 
Berlin ersdieinen, hrsgg. v. Karl C. Thalheim.

Die wirtschaftliche Integration des RGW erstreckt sich 
auf folgende Bereiche, für die jeweils nur einzelne 
Beispiele angeführt werden sollen:

T e c h n i s c h e  H i l f e  m aterieller und personeller 
Art, wie Austausch von Patenten, Verfahrensmustern, 
Bau- und Werkszeicfanungen, von technischen und 
wissenschaftlichen Fachkräften und Hilfe beim Aufbau 
und bei der Ingangsetzung von Industriewerken und 
Anlagen.

Die Tatsache, daß dieser Austausch unentgeltlich bzw. 
zu den Selbstkosten erfolgt, sollte nicht überschätzt 
werden, weil dahinter ein Naturalaustausch stehen 
kann nach dem Prinzip: gibst du mir, so geb‘ ich dir! 
Nach den veröffentlichten Zahlen über den Austausch 
zu urteilen, gilt dieses Prinzip mit größerer W ahr­
scheinlichkeit für die technische Hilfe zwischen den 
entwickelten RGW-Ländern als für die zwischen 
entwickelten und unentwickelten Ländern. Die letzte­
ren dürften also dabei einen echten Tauschvorteil er­
halten und sich durch die Übernahme bereits erprob­
ter und bew ährter Patente und Verfahren eigene Ent­
wicklungs- und Forschungsarbeit oft ersparen können.

Ein weiterer Bereidi der zwei- oder mehrseitigen Zu­
sammenarbeit ist die P l a n u n g  u n d  D u r c h ­
f ü h r u n g  v o n  w i r t s c h a f t l i c h e n  u n d  
w i s s e n s c h a f t l i c h e n  P r o j e k t e n .  Die be­
kanntesten Beispiele sind die Verbundprojekte für die 
Erdöl- und Stromversorgung der nördlichen Blocklän­
der einschließlich Ungarns (in der Stromversorgung 
auch einschließlich Rumäniens). Teilstrecken der Erd­
ölleitung und der Strom übertragungsleitung sind be­
reits in Betrieb.

Solchen Projekten gehen Vertragsverhandlungen und 
Staatsverträge zwischen den Ländern voraus, denn
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die Organe des RGW können grundsätzlich nur Emp­
fehlungen erteilen. Vertragliche Verpflichtungen der 
Staaten entstehen dagegen erst beim Absdiluß von 
Staatsverträgen, wie z. B. dem „Abkommen über den 
internationalen Eisenbahngüterverkehr" (1951) *), 
dem Abkommen über die Gründung einer internatio­
nalen Eisenbahnorganisation (1957), in denen Fragen 
der Transittarife und Fragen der technisch-organisa- 
torisdien Zusammenarbeit geregelt sind, oder dem 
Abkommen über die Gründung einer Bank der sozia­
listischen Länder ä), die ab 1. Januar 1964 ihre Arbeit 
aufnehmen soll. )̂

KOORDINIERUNG DER PLÄNE

Die bisher erwähnten Beispiele der Zusammenarbeit 
beschränken sich auf partielle und punktuelle Maß­
nahmen. Da wir es mit Planwirtschaften zu tun haben, 
in denen die W irtschaftstätigkeit w eitestgehend von 
zentralen Volkswirtschaftsplänen bestimmt wird, liegt 
es nahe, zu fragen, ob audi von diesen zentralen Posi­
tionen her eine Integration erfolgt, d. h. ob die Volks- 
w irtsdiaftspläne in ihrer ganzen Breite abgestimmt 
werden.

Die Koordinierung der Pläne begann im A ußenhandel 
und beschränkte sich lange Zeit auch auf diesen Be­
reich. So werden beispielsweise für die Zeit von 
1961 bis 1965 zwischen den meisten Staaten des RGW 
langfristige zweiseitige H andelsverträge abgeschlos­
sen )̂, in denen bereits Spezifizierungen über Art und 
W ert der zukünftigen Lieferungen enthalten sind. 
Seit 1955/56 wurde der Abstimmung der Investitionen 
und Produktionen größere Aufmerksamkeit gewidmet, 
wgil sich herausgestellt hatte , daß die Produktions-_ 
Struktur des Wirtsdiaftsblocks allein vom Außenhan^ 
dei her nicht verbessert werden konnte. Dieser Schritt 
wurde in der A bsidit getan, die Abstimmung schon 
im Stadium vorzunehmen, in dem nodi keine knappen 
M ittel gebunden sind, in einem Stadium also, in dem 
nodi die größte Chance für eine Einflußnahme auf die 
Verteilung der Investitionen auf die einzelnen Pro­
duktionszweige bestand.

Das ökonomische Ziel dieser Bemühungen war es, die 
einzelnen Länder, die bisher unabhängig voneinander 
versucht hatten, ein möglichst umfangreidies Sorti­
ment von Produktionen (vor allem in der Schwer­
industrie) aufzubauen, zur Beschränkung auf be­
stimmte Produkte und auf bestimmte Produkttypen 
zu bewegen. Bei den bis dahin üblichen geringen 
Stückzahlen und großen Sortimentsbreiten des Be­
triebsausstoßes durfte man von dieser Spezialisierung 
und Konzentration der Erzeugung einen großen wirt-

schaftlichen Effekt erwarten.®) Dieser Effekt konnte 
sowohl in der Senkung der Stückkosten als auch in der 
Einsparung von Erzeugungskapazitäten bestehen. 
Darüber hinaus bestand bei der Reorganisation die 
Möglichkeit, die konzentrierten Produktionsstätten in 
größerem Maße, als dies bisher der Fall war, an die 
günstigsten Standorte zu ziehen.

Obwohl seit etwa 1958 eine umfassende Plankoordi­
nierung angestrebt wird, bekannte der sowjetis±e 
M inisterpräsident im Sommer 1962, daß es bisher nur 
gelungen sei, in einigen wichtigen Produktionsberei­
chen Erfolge zu erzielen. ’) Um die Gründe für die 
Schwerfälligkeit der Plankoordination besser zu ver­
stehen, empfiehlt es sich, ihre Voraussetzungen zu 
klären.

VORAUSSETZUNGEN DER PLANKOORDINATION

Bei einem Vergleich zwischen Ost und W est zeigt es 
sich, daß die Durchführbarkeit der wirtschaftlichen 
Integration von verschiedenartigen Voraussetzungen 
abhängig ist. Im W esten brauchen sich die Regierun­
gen nicht um die Abstimmung von Wirtschaftsplänen 
zu kümmern, weil das dort die Unternehmer selbst 
besorgen, und man darf wohl sagen: im wesentlichen 
unter dem Druck des W ettbewerbs. H ier wirken sich 
offene oder verdeckte staatliche Subventionen, un­
gleiche Besteuerung, Zölle, unterschiedliche Sozial­
gesetzgebung, Bodengesetzgebung, ungleiche Behand­
lung von Unternehmenszusammenschlüssen und Kar­
tellen verzerrend auf die Produktionsstruktur aus. Es 
kommt daher neben dem Abbau der Zölle und 
Kontingente darauf an, die staatlichen Eingriffe in 
das W irtschaftsleben zu harmonisieren, um gleiche 
W ettbewerbsbedingungen zu schaffen. Erst dann ist 
Gewähr dafür gegeben, daß sich wirklich die leistungs­
fähigsten Unternehmen durchsetzen und sich die Er­
zeugung auf die günstigsten Standorte konzentriert. 
Es kommt also auf die Harmonisierung der politisch 
gesetzten W ettbewerbsbedingungen an.

Im RGW sind von den Regierungen viel weiter­
gehende Aufgaben zu lösen gemäß ihrem weit stär­
kerem Engagement in der Wirtschaft. Dieses Engage­
ment umfaßt bekanntlich die Planung bis hinunter 
zum einzelnen Betrieb. Dadurch werden jedenfalls 
nicht nur wie im W esten einige Daten steuerlicher, 
sozialrechtlicher und sonstiger Arbeit des Betriebes 
bestimmt, sondern weitgehend die Entscheidungen 
selbst.

2) Siehe dazu: K. W e s s e l y ,  .Verkehrsfragen des Ostblodcs“, 
in; W irtsdiaftsdienst, Hamburg, Nr. 10, 1953, S. 647 ff. sowie  
den Text des Abkommens in der seit 1. Januar 1960 gültigen Fas­
sung, abgedrudct bei A. U s c h a k o w ,  „Der Rat für gegensei­
tige W irtsdiaftshilfe (COMECON). Dokumente zum Ostredit“, 
Bd. 2, hrsgg. v . Boris M eissner, Köln 1962, S. 160 ff.
3) Vgl. S. 10, Anm. 4 über die Gründung der RGW-Bank.
4) W eitere multilaterale Abkommen sind abgedrudit bei U s c h a - 
k o w  , a. a. C ., S. 119 ff.
5) Vgl. Kommunique der 14. Tagung des RGW vom 28. 2. bis 
3 .3 . 1961 in Berlin, abgedrudct bei A. U s c h a k o w ,  a.a.O., S. 114.

6) Ein ostdeutsdier Autor sdireibt beispielsw eise, daß heute 80 000 
bis 100 000 Lastkraftwagen pro Jahr und Werk als optimaler Aus­
stoß angesehen werden, um dann fortzufahren: „In der CSSR und 
Polen werden jedodi jährlidi hödistens 20 000, in Ungarn und 
Rumänien weniger als 8000 Lkw und Omnibusse, in der DDR rund 
20 000 Lkw (nadi ihren statistisdien Angaben) hergestellt. Es liegt 
auf der Hand, daß die Rentabilität, der Betriebe gering oder gar 
nidit gegeben ist . . .". E. B e i r a u , „Die Standardisierung — 
Sdilüssel zu erfolgreidier sozialistisdier internationaler Speziali­
sierung", in; Der Außenhandel, Heft 2, 1963, S. 13,
7) Er knüpft daran die Forderung, nunmehr bedeutend weiter zu 
gellen und eine Art „freie Bilanz“ zu sdiaffen, eine Art „kollek­
tiven Plan“ für den RGW' Vgl. C h r u s c e v ;  „Nasuscnye vo­
prosy razvitija mirovoj socialisticeskoj sistem y“, in; Kommunist, 
Nr. 12, 1962, S. 12. (Deutsdi: „W esentlidie Fragen der Entwidclung 
des sozialistisdien W eltsystem s", in: Presse der Sowjetunion, 
Nr. 103, 1962, S. 2227 bis 2239).
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Die Abstimmung von Plänen mit anderen Ländern 
setzt voraus, daß die Maßstäbe, nach denen diese 
Entscheidungen getroffen werden, m iteinander ver­
gleichbar sind, denn wie sollte man sonst feststellen 
können, in welchem Lande mit geringeren Kosten ge­
arbeitet wird oder der geringste Investitionsaufwand 
zum Aufbau einer Produktion erforderlich ist. Die 
umfassende Verzahnung, die Konsolidierung der 
Volkswirtschaftsplanung setzt also eine Harmonisie­
rung des Rechnungswesens und des Preissystems vor­
aus. Gerade in diesem Punkte sind bisher die gering­
sten  Fortschritte gemacht worden. Dies ist einer der 
Gründe für die Schwerfälligkeit der Koordination.

Gewisse Vorteile der Plankoordination treten so 
offen zutage, daß man sie auch ohne ein einheitliches 
Rechnungs- und Preissystem leicht erkennen kann. Ge­
meint sind insbesondere die Vorteile der Erzeugungs­
konzentration und -Spezialisierung. Rechnerische Pro­
bleme tauchen hier erst auf, wenn die koordinations­
willigen Partner fragen sollten, welchen Nutzen sie 
selbst aus diesen Maßnahmen ziehen. Es mag als 
typisch für die Einstellung der Partnerländer zur Inte­
gration im RGW gelten, daß die bisher entwickelten 
Kalkulätionsmethoden nur bis zu dieser Fragestellung 
vorzudringen vermögen und nicht weiter.

Damit besteht die Gefahr der Blockierung und V er­
schleppung von wichtigen Spezialisierungsmaßnahmen 
durch einen der Partner, und zwar nur aus dem 
Grunde, weil er bei der in Frage stehenden Maß­
nahm e entweder keinen oder einen geringeren Nutzen 
ziehen w ürde als seine Partner oder der gesamte Block, 
während dies bei einer zweiten Maßnahme vielleicht 
um gekehrt ist. Da sich die Koordinierung in den so­
genannten Fachkommissionen vollzieht, ist diese Ge­
fahr sehr akut, denn wie schwierig ist es, mit anderen 
Kommissionen zu vereinbaren, daß Ungarn beispiels­
w eise durch Aufgabe einiger Produktionen in der 
Schwerindustrie auf einigen anderen Gebieten einen 
kom pensierenden Vorteil erhalten sollte!

Da die Kompensation innerhalb eines W irtschafts­
bereiches i n n e r h a l b  einer Fachkommission or­
ganisatorisch sehr viel einfacher ist als z w i s c h e n  
den Bereichen, wird man immer versucht sein, den 
einfachen W eg zu wählen, und in unserem  hypothe­
tischen Beispiel den Wünschen der ungarischen 
Schwerindustrie Rechnung tragen, obwohl dies stand­
ortpolitisch gesehen vielleicht unrationell ist.

Vielfach wird auch das Prestigedenken der Fachleute 
einer Stillegung von unrentablen Betrieben und Pro­
duktionen im W ege stehen. Man muß diese die Effi­
zienz mindernden Tendenzen jedoch den wettbewerbs­
verfälschenden Faktoren im W esten gegenüberstel­
len, um sie in einer richtigen Perspektive zu sehen 
und um jeder Überheblichkeit vorzubeugen. Auch im 
W esten glauben viele nationale Wirtschaftszweige ein 
unumstößliches Recht auf ihren W eiterbestand zu 
haben, und wenn es im W ettbewerb nicht möglich ist, 
dann mit Hilfe ihres Staates. Geht der Staat darauf

ein, dann verhindert er die Kompensation des in die­
sem Zweig entstehenden Nachteils gegen Vorteile in 
anderen Zweigen durch den Wettbewerbsmechanismus 
und die Herausbildung einer effizienteren Erzeugungs­
struktur im größeren Wirtschaftsraum.

Im RGW besteht die Tendenz, jede einzelne Planab­
stimmung hinsichtlich ihrer W irkungen auf die eigene 
Handelsbilanz, auf ihre Rentabilität für den Außen­
handel des Landes zu prüfen, statt dies für die Ge­
samtheit aller Abstimmungen gleichzeitig zu tun. Für 
diese komplizierte Gesamtoperation und für eine Er­
rechnung der bilanzmäßigen Implikationen des den 
Block umfassenden W irtschaftsplanes fehlen die 
rechentechnischen Voraussetzungen. Aber auch die 
gebräuchlichen Kalkulationen für die Außenhandels­
rentabilität einzelner Güter sind auf Grund der Ver­
zerrungen der verwendeten Preissystem e sehr unge­
nau, zum anderen ist es bisher nicht möglich ge­
wesen, ihre Ergebnisse zu aggregieren.

BHATEHAIER KONTENAUSGLEICH

Als w eiterer Grund für die Schwerfälligkeit der Plan­
koordination ist der Zwang zum bilateralen Zahlungs- 
bilanzausgleich zu nennen. Dies ist eine echte Er­
schwernis, die im W esten keine Parallele hat, denn 
dort kommt es wegen der K onvertierbarkeit der 
W ährungen nur auf den m ultilateralen Ausgleich an. 
Sind die Partner dieses Systems bereit, internationale 
Kredite zu gewähren oder Reserven abfließen zu las­
sen, dann entfällt auch diese Begrenzung, wenigstens 
auf kurze Sicht.

Im RGW sind weder die W ährungen konvertierbar, 
noch sind die M itgliedsländer bereit, Kredite über 
ein bestimmtes handels- und abrechnungstechnisch be­
dingtes Limit hinaus zu gewähren. W ie man sich den­
ken kann, begrenzt dieser Zwang zum bilateralen 
Kontenausgleich in erheblichem Maße die Handels­
möglichkeiten®) und damit auch die Spezialisierungs­
möglichkeiten in der Produktion. Die Spezialisierung 
kann immer nur bilateral und im Gleichsdiritt ausge­
w eitet werden, wenn Ungleichgewichte der Zahlungs­
bilanzen vermieden werden sollen, i“)

8) Ober die Rentabilitätsberedinung informieren die Aufsätze von  
Detlef L o r e n z ,  »Die Theorie der komperativen Kosten und die 
Außenhandelsdiskussion im Ostblock", in: Osteuropa-Wirtsdiaft, 
Nr. 1, 1960, S. 21 ff., und Frederik L. P r y o r ,  „Foreign Trade 
Theory in the Communist Bloc", in: Soviet Studies, Vol. XIV, 
Nr. 1, 1962, S. 41 ff.
9) Zu diesem Ergebnis kommt Karl C. T h a l h e i m ,  „Methoden 
und Probleme des Zahlungsverkehrs im Ostblock", in: Osteuropa- 
Wirtschaft, 4. Jg,. Heft 1. 1959, S. 10. Es ist hier nicht möglich, 
auf die Gründe einzugehen, die sowohl in der willkürlichen Fest­
setzung der Devisenkurse als auch der Preise durch die einzelnen 
Regierungen liegen.
10) Der ostdeutsche W issensdiaftler H. J. N i t z  schreibt dazu: 

. die mehrseitige Spezialisierung der Produktion und die Ent­
wicklung des Außenhandels zwischen den sozialistischen Ländern 
werden (jedoch) noch dadurch beeinträchtigt, daß der Außenhan­
del und der Zahlungsverkehr fast ausschließlich auf bilateraler 
(zweiseitiger) Grundlage abgewickelt werden . . . Der Umfang des 
Außenhandels und damit auch die Spezialisierung der Produktion 
werden also durch den jew eils bezugs- und lieferseitig .schwäche­
ren" Partner begrenzt . . . Die auf Grund der Abkommen der 
V m . Tagung des RGW vom 20. 7. 1957 bestehenden Möglidikeiten 
der Saldenübertragung zwischen sozialistischen Ländern und des 
neben dem bilateralen Handel bestehenden Warenaustausches im 
Rahmen der multilateralen Verrechnung werden nur gering ge­
nutzt»“ »Multilaterale Verrechnung zwischen den Ländern des 
RGW-, in: Der Außenhandel, Heft 2, 1963, S. 21.
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Auf der XVII. Tagung des RWG im. Dezember 1962 
wurde deshalb erneut die Frage der m ultilateralen 
Verrechnungen aufgeworfen und Beschlüsse über ihre 
Einführung g e f a ß t . Z u r  Durchführung der Opera­
tionen soll eine Bank sozialistischer Länder geschaf­
fen werden. Da jedoch, wie noch auszuführen„_sein^ 
wird, die m eisten W aren der _OstWo(iländer _gerin 

^  ^  gere Qualitäten aufweisen als auf dem W eltm arkt
~  f uljÜch, sind sie b ii  "ieii ' verw^ nidit

konvertierbar^

Man kann Voraussagen, daß dieser neue Schritt kaum 
eine wesentlich größere Elastizität des Handelssystems 
herbeiführen wird. Eine gewisse Erleichterung würde 
sich jedoch bereits durch die Einführung eines Systems 
automatischer Kreditgewährung ergeben, was offenbar 
beabsichtigt ist. Auch bei den konvertiblen W aren, 
den sogenannten „harten“ W aren, wie z.B. den Roh- 
und Brennstoffen, könnten die Voraussetzungen für 
die Durchführbarkeit m ultilateraler Verrechnungen 
relativ  leicht geschaffen werden. Für eine darüber 
hinausgehende oder gar allgemeine M ultilateralität 
sind jedoch bei den heutigen Methoden der Preis* 
bildung noch keine Möglichkeiten gegeben.

FESTSETZUNG DER PREISE IM AUSSENHANDEL

Das Preissystem, das im Außenhandel Verwendung 
findet, weist erhebliche Starrheiten auf. Da die Binnen­
preise unterschiedlich festgesetzt sind und deshalb im 
Außenhandel nicht verw endet werden können, dienen 
bekanntlich die Preise des kapitalistischen W eltm ark­
tes als Orientierung für die Preisgestaltung im Han­
del zwischen den kommunistischen Ländern. Dabei 
finden Durchschnittspreise westlicher Hauptwaren­
m ärkte Verwendung, um zeitliche Schwankungen aüs- 
zuschalten. Bei den Preisverhandlungen sucht natür­
lich jedes der beiden Länder, die für sich günstigsten 
Dokumente über Preise und M ärkte im kapitalistischen 
Ausland vorzulegen. Häufig kommt es dabei nur 
zu einer vorläufigen Einigung, die nach der Lieferung 
entweder revidiert wird oder gültig bleibt.

Die W eltm arktpreise oder die tatsächlichen V ertrags­
preise sind nun zum Zeitpunkt des Abschlusses der 
langfristigen Austauschabkommen nicht vorhersehbar, 
andererseits sind sie jedoch für den zweiseitigen Aus­
gleich der Zahlungsbilanzen sehr entscheidend. Dieser 
Umstand erschwert die langfristige Planung und führt 
dazu, daß die langfristigen Abkommen häufig nicht 
eingehalten werden, weil die Preisentwicklung be­
stimmter Güter zur Bildung unerw arteter Verrech­
nungssalden führt oder für eines der Länder einfach 
zu ungünstig erscheint bzw. eine Vorauskalkulation

11) V gl. H. J. N  i t z , a. a. O., S. 21.
12) Ebenda, S. 22.
13) Ebenda, S. 22.
14) Siehe dazu nähere Einzelheiten bei E. K 1 i n k m ü 1 1 e r und
M. E. R u b a n , .D ie wirtschaftlidie Zusammenarbeit der Ost-
blodcstaaten“, Berlin 1960. S. 125 ff. .
15) W ie in letzter Zeit offen zugegeben wird, sind die Preise für
verschiedene sozialistische Länder deshalb entgegen früheren Be­
teuerungen keinesw egs einheitlich. Vgl. H. J. N i t z ,  a.a.O ., S. 22.
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des ökonomischen Nutzeffektes völlig fehlte. Durch 
die Vereinbarung einheitlicher fester Preise ließe sich 
dieser übelstand zum Teil beheben. Bisher ist diese 
Regelung nur für besonders wichtige W aren, wie z. B. 
für das sowjetische Erdöl, getroffen worden. Bei den 
übrigen Gütern behalten sich die Regierungen noch 
Einflußmöglichkeiten auf die Handelspreise vor.

W ie weit dieser Einfluß geht, wird aus den Praktiken 
deutlich, die sich im Gefolge der Anwendung von 
W eltm arktpreisen ausgebildet haben. Dĵ e jübernahme 
von W eltm arktpreisen - erfolgt -für-.̂  einen, großen j e i l  /, r  ̂
der Güter auch dann, wenn diese i i i ^ t  clem Qualitäts-,.;,!! 

“Standard des kapitalistischen W eltm arktes entsprechen.
Es kann also Vorkommen, daß ein Mitgliedsland des 
RGW für hochwertige Rohstoffe qualitativ gering­
w ertige Konsumgüter erhält, wenn es nicht bestimmte 
Vorkehrungen dagegen trifft. Die einfachste Vor­
kehrung ist, daß es hochwertige Güter nur gegen 
mindestens ebenso hochwertige tauscht usw. Im RGW 
scheint die Praxis verbreitet zu sein, innerhalb der 
erwähnten, nach „Härtegraden“ eingeteilten Waren­
gruppen einen Ausgleich der Handelsbilanz anzu­
streben.

W enn die RGW-Organe diese Praktiken auch sicher­
lich nicht gern sehen, so müssen sie doch mit ihnen 
rechnen. Ein Austauschplan, der diesen Anforderun­
gen zur Kompensierung der Qualitätsunterschiede 
nicht Rechnung trägt und innerhalb der einzelnen 
W arengruppen nicht bilanziert, hat deshalb von vorn­
herein wenig Aussicht auf Verwirklichung, weil er 
von den Regierungen im eigenen nationalen Interesse 
durchbrochen werden würde. Zu der Unsicherheit 
über die Preise, die bei einer langfristigen Festlegung 
des Austausches einzusetzen sind, kommt also die 
Unsicherheit über die Qualitäten. Darin liegt wohl 
die größte Sdiwierigkeit bei der Koordinierung der 
Volkswirtschaftspläne im RGW.

PREISDISKRIMINIERUNG DER SATELLITENSTAATEN?

Nach den bisherigen Ausführungen, die zu dem Er­
gebnis führten, daß sich die Regierungen sehr weit­
gehende Kompetenzen zur Beeinflussung der Aus­
tauschrelationen mit anderen RGW-Partnern Vorbe­
halten haben, soll die Behauptung behandelt wer­
den, daß die Satellitenstaaten durch die Preispolitik

16) Zur Illustrierung diene folgendes Beispiel; „Die Mitarbeit des 
Außenhandels in  der ständigen Kommission Chemie (Des RGW 
— ̂ der Verf.) und ihren versä ied en en  Sektionen läßt zu wünschen 
übrig, es fehlt die Berechnung des ökonomischen Nutzeffektes für 
Spezialisierungsvorschläge und -empfehlungen; teilw eise wurden 
Spezialisierungsverpflichtungen für Erzeugnisse übernommen, zu 
deren Herstellung bedeutende Importe aus kapitalistischen Län­
dern erforderlich sind . . . *  W.  H ü t t e n r a u c h ,  .Ratsarbeit 
und Außenhandel", in: Der Außenhandel, Heft 2, 1963, S. 2.
1") In einem vom RGW angenommenen und veröffentlichten Doku­
ment heißt es dazu rügend: , ln  diesem Zusammenhang sollte 
daran erinnert werden, daß Zahlungsbilanzausgleich nicht Aus­
gleich der gegenseitigen Zahlungen für einzelne Gruppen von 
Gütern und Waren bedeutet." Grundprinzipien der internatio­
nalen sozialistischen Arbeitsteilung, in; Pravda vom 17. 7. 1962.
18) Auf das sich hieraus ergebende Dilemma wird in der oben 
bereits erwähnten und demnächst erscheinenden Dissertation des 
Verfassers näher eingegangen.
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der Sowjetunion fortgesetzt diskrim iniert würden, i®) 
Offenbar besteht zwisdien beiden Feststellungen ein 
W idersprudi. W enn die RGW-Länder erheblidie Mög- 
lidikeiten zur Beeinflussung der Austausdirelationen 
besitzen, dann w äre es natürlidi verwunderlidi, wenn 
diese gegenüber der UdSSR n id it genutzt würden. Es 
ist allerdings einzuräumen, daß es gegenüber einem 
w irtsdiaftlidi so mäditigen Partner wie der Sowjet­
union nidit leidit sein wird, dies zu tun. S idierlidi hat 
die Sowjetunion ihre Partnerländer nadi dem Kriege, 
und bis in die fünfziger Jahre erheblidi diskriminiert. 
Ob dies heute nodi der Fall ist, läßt sidi nur empirisdi 
nadiprüfen.

Die von M endershausen für die Jahre 1955 bis 1959 
untersuditen D urdisdinittspreise betreffen 47 bis 
49 W aren, die insgesamt 47 bis 64 Vo des sowjeti­
sdien Exports in die Satellitenländer und 57 bis 71 “/o 
der Ausfuhren in w esteuropäisdie Länder ausmadien. 
Auf der Importseite wurden nur 18 bis 24 W aren in 
die Untersudiung einbezogen, deren A nteil an der 
Einfuhr aus den Satellitenländern 4 bis 7 “/o und an 
der aus westeuropäisdien Staaten 10 bis 13 Vo aus­
madit. 2»)

Nun liegt die Vermutung nahe, daß hier sehr unter- 
sdiiedlidie W arenkörbe verglidien werden, Güter zu­
dem, die n id it unbedingt repräsentativ  sind für die 
Ein- und Ausfuhr insgesamt wie audi für den W aren­
verkehr mit den Satellitenländern einerseits und 
W esteuropa andererseits. Tatsädilidi sieht die W irk­
lid ikeit ganz anders aus als das von M endershau­
sen entworfene Bild, und es wäre gefährlidi, aus ihm 
die gleidien w eitreidienden Sdilüsse zu ziehen wie 
der Autor. 2̂)

Vor allem hat M endershausen übersehen, daß die von 
ihm behauptete Diskriminierung der Satellitenländer

19) V gl. Horst M e n d e r s h a u s e n ,  «Die Preisverhältnisse im 
Sowjet-Satellitenhandel", in: Osteuropa-Wirtsdiaft, 7. Jg., Heft 2, 
Juni 1962, S. 81 bis 104.
20) M e n  d e r s h a u  s e n  , a. a, O., S. 82.
21) O. V. G a j 2 a g o hat dies in seiner Untersudiung belegt. 
Uber die versdiiedene Zusammensetzung der Warenkörbe der 
sow jetisd ien Einfuhr und der Ausfuhr von 1955 bis 1959 sdireibt 
er: „In der sowjetisdien Einfuhr spielen die Fertigwaren eine  
w iditigere Rolle als bei der Ausfuhr. War dort der Anteil der 
Fertigwaren ein Drittel bis etwa zwei Fünftel aller Lieferungen 
der Sowjetunion, so beträgt er drei Fünftel bis fast drei Viertel 
bei der sowjetisd ien Einfuhr." O. v . G a j z a g o ,  „Der sowjeti­
sche Außenhandel mit den kommunistisdien Ländern", Deutsdies 
Institut *ür W irtsdiaftsforsdiung, Sonderhefte, NF, Nr. 60, Reihe A, 
Berlin 1962, S. 53 f.
Er sdireibt weiter: „Die Einfuhrentwicklung ist durdi eine abneh­
mende Bedeutung der Rohstoffe und Halbwaren und durdi eine 
stark steigende Bedeutung der Fertigwaren und der nidit genann­
ten W aren gekennzeidinet. Innerhalb der Fertigwaren spielen  
M asdiinen und Ausrüstungen und industriell erzeugte Konsum­
güter die entsdieidende Rolle." Ders.: a. a. O., S. 54 f.
Zu den untersdiiedlidi strukturierten Warenkörben der sow jeti­
sdien Ausfuhr in die beiden Wirtschaftsblödce bemerkt er: „Für 
die COMECON-Länder ist die Sowjetunion bis heute in erster 
Linie Rohstoff- und Grundstoif-Liefeiantj ganz ähnlidi v^ie im 
Handel mit westlidien Industrieländern. Untersdiiedlidi bleibt der 
A nteil der sowjetisdien Fertigwaren-Ausfuhr, der im Handel mit 
den COMECON-Ländern relativ hodi, im Handel mit den w est­
lidien Ländern relativ niedrig ist." Ders.: a. a. O., S. 32 f.
22) Die ausgewählten und untersuditen homogenen Güter fallen 
überwiegend in den Bereidi der Rohstoffe, Halbwaren und Nah- 
nm gsm ittel. Industrielle Konsumgüter und Masdiinen w iegen also 
bei der Feststellung der Austausdirelationen nidit mit. Da jedodi 
gerade bei ihnen größere Qualitätsabweidiungen vom Weltmarkt­
standard wahrsdieinlidi sind, werden die Aussagem öglidikeiten  
derartiger Untersudiungen erheblidi eingesdiränkt.

durdi die UdSSR gegenüber den westeuropäisdien 
Ländern eine „Diskriminierung" des gesamten Ost­
blocks durdi westlidie Länder sein kann.

Der widitigste Grund dafür wäre wohl die Preispolitik 
der Ostblodcländer selbst, die bekanntlidi oft erheb- 
lidie Preiszugeständnisse auf westlidien M ärkten 
madien, um ihre qualitativ häufig unterlegenen W aren 
überhaupt gegen konvertierbare Devisen verkaufen 
zu können. Sie nehmen nidit gern die n id it trans­
ferierbaren W ährungen ihrer eigenen Partnerländer 
und bezahlen für transferieibare W ährungen einen 
Aufpreis. Dies w äre eine möglidie Erklärung für die 
niedrigeren Verkaufspreise der Ostblodiwaren auf 
westlidien Märkten. Trifft sie den Sadiverhalt, dann 
fällt es natürlich schwer, ihn mit dem Begriff „Dis­
kriminierung" zu belegen. Darüber hinaus müßte 
dann die von M endershausen festgestellte „Diskrimi­
nierung" der RGW-Partner nidit nur bei den sowje­
tisdien, sondern audi bei den D urdisdinittswerten 
der Einfuhr und Ausfuhr anderer Ostblockländer fest­
zustellen sein.

In der Tat ist dies neuerdings von einem am erika­
nisdien W issensdiaftler bestätigt worden, und zwar 
durdi eine Untersuchung der bulgarischen und der 
polnisdien Durdisdinittswerte. Nun ist „gegensei­
tige Diskriminierung im Ostblock" eine absurde Be­
griffsbildung, die man vielleidit dodi lieber fallen 
lassen sollte. A ngesidits der Q ualitätsuntersdiiede 
zwisdien östlichen und w estlidien W aren und der 
Härteunterschiede östlidier und westlicher W ährun-. 
gen ist diese Erscheinung hinreichend erklärbar.

PROBLEMATISCHE BESEITIGUNG! UNVERKENNBARER 
AUTONOMIETENDENZEN

Das hier gezeidinete Bild legt es nahe, einige land­
läufige Vorstellungen über das Verhältnis der Sowjet­
union zu ihren Partnern im RGW zu revidieren. Es 
spridit wenig dafür, daß die Partnerländer nodi wirt- 
sdiaftlidi ausgebeutet werden und sich ihrer w irt­
sdiaftspolitisdien Autonomie begeben haben. Natür- 
lidi sind sie in vieler Beziehung von der Sowjet­
union abhängig, insbesondere von sow jetisdien Roh­
stoffen, Brennstoffen und Qetreidelieferungen. Die 
W eigerung Rumäniens, dem neugesdiaffenen Exeku­
tivkomitee des RGW die von der UdSSR geforderten 
größeren Vollm aditen einzuräumen, insbesondere bei 
der Koordinierung der Pläne, ist jedoch eine Bestäti­
gung dafür, daß zumindest einige Partnerländer die 
ihnen durdi den innerkommunistischen Konflikt ge­
gebenen Druckmittel in ihrem Sinne zu gebraudien 
wissen. Auf der anderen Seite scheinen die Sowjets 
yorsiditig genug zu sein und die nationalen Empfin­
dungen und die Prestigebedürfnisse ihrer Partner auf 
industriellem Gebiet in Rechnung zu stellen.

2S) Vgl. Franklin D. H o 1 z m a n , „Soviet Foreign Trade Pricing 
and thé Question of Discrimination", in: The Review of Economics 
and Statistics. Vol. XLIV (1962), No. 2, S. 141 und S. 146 f.
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Für die UdSSR kommt es darauf an, W ege aufzu­
zeigen, auf denen die w irtsdiaftlidie Integration wei­
tergetrieben werden kann, ohne daß die nationalen 
Regierungen dabei auf einen Sdilag unzumutbare 
Opfer an Kompetenzen und an Autonomie bringen 
müssen. Die politisdie Lage sdieint also eher für ein 
sdirittweises Vorgehen in der Verstärkung der Zu­
sammenarbeit und in der Vertiefung der Plankoordi­
nation zu spredien. Zumutbar werden soldie Opfer 
eigentlidi nur, wenn ihnen erheblidie w irtsdiaftlidie 
V orteile gegenüberstehen. Die sow jetisdie Propaganda 
ist deshalb ganz auf die Betonung der Vorteile wirt- 
sdiaftlidier Zusammenarbeit abgestellt.

Diese Vorteile müssen natürlidi redinerisdi nadige­
wiesen werden können, wenn sie gegen Verzidit auf 
w irtsdiaftlidie Autonomie angeboten werden sollen. 
Die kalkulatorisdien Hilfsmittel, die dafür entwidcelt 
Wörden sind, eignen sich nur zur Anwendung auf 
einzelne Projekte und nicht zur ökonomisciien Durch­
leuchtung komplexer Pläne. Diese Tatsache bestärkt 
uns in der Überzeugung, daß auch von der öko­
nomischen Seite her der W eg einer schrittweisen 
Integration durch die Aneinanderreihung von einzel­
nen Projekten und Verträgen wahrscheinlicher ist als 
die allseitige Koordinierung der Volkswirtschafts­
pläne, d. h. die Aufstellung eines umfassenden „Super­
planes“ von heute auf morgen.

Irgendwann wird die steigende Anzahl von partiel­
len langfristigen Abkommen es erlauben, daraus einen 
Gesamtplan zusammenzubauen. Dieses Stadium dürfte 
jedoch noch längst nicht erreicht sein. Zwar bestehen 
bisher schon zweiseitige langfristige Handelsabkom­
men mit einer gewissen Spezifizierung der W arenart 
und der Menge. Sie stellen jedoch keine rechtlich bin­
dende Form dar und werden häufig nicht eingehalten. 
Bestenfalls sind sie also als eine A rt Leitplan aufzu­
fassen und nicht als Plan in dem oben gemeinten 
Sinne.

Man wird nun geneigt sein, den Nationalismus, wie 
er auf wirtschaftlichem Gebiet zum Ausdruck kommt, 
als einen irrationalen Faktor zu bezeichnen, der eine 
wirkungsvolle internationale A rbeitsteilung stört und 
behindert. Es läßt sich allerdings zeigen, daß es durch­
aus auch vernünftige Gründe gibt, die für eine ge­
wisse nationale Autonomie in der W irtschaftspolitik 
sprechen. Man muß sich dazu vor Augen halten, daß

24) W ie ungenügend die Spezialisierungsempfehlungen und die 
darauf beruhenden Export- und Importverpfliditungen häufig 
durdikalkuliert sind, ergibt sich aus einer Äußerung des für den 
RGW verantwortlidien Abteilungsleiters im sowjetzonalen Aufien* 
handelsministerium: „Bei der Vorbereitung von Empfehlungen 
müssen die Außenhandelsorgane einschätzen, wie sich die Spe* 
zialisierung und Kooperation der Produktion auf das Volumen 
des Ex- und Imports, die W aren- und Länderstruktur des Außen­
handels, die Entwicklung der Handels- und Zahlungsbilanz der 
DDR, die volkswirtschaftlidie Rentabilität des Außenhandels, die 
Realisierung der sich ergebenden Ex- und Importe sowie auf die 
W eltmarktfähigkeit der Erzeugnisse auswirkt."
Der Verfasser stellt dann die Forderung auf, diese von uns bereits 
erwähnten Restriktionen für die Bilanzierung des Außenhandels 
bei der Ausarbeitung der Empfehlungen zu beachten. Dann fährt 
er fort: .Bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt sind solche Arbeits­
unterlagen in den Außenhandelsorganen entweder noch nicht 
oder in nur unzureichendem Maße vorhanden." W. H ü t t e n *  
r a u c h , a. a. O., S. 3.

sich die M itgliedsländer in der. gegenwärtigen Periode 
in verschiedenen Stadien der wirtschaftlichen Entwick­
lung vom A grarstaat zum Industriestaat befinden.

In diesen Stadien müssen unterschiedliche Instrumente 
der W irtschaftspolitik angewendet werden, um eine 
industrielle Entwicklung zu erreichen. Der unterschied­
liche wirtschaftliche Entwicklungsstand der Mitglieds­
länder macht den Einsatz eines spezifischen wirtschafts­
politischen Instrumentariums erforderlidi. Die Ziel­
setzung der industriellen Entwicklung hat also zur 
Folge, daß das nationalistische Streben nach Auto­
nomie im Bereich des W irtschaftlichen eher verstärkt 
als abgeschwächt wird. W ährend W esteuropa in der 
Lage ist, die wirtschaftliche Integration nach voll­
zogener industrieller Entwicklung zu verfolgen, muß 
dies beides in O steuropa zu gleicher Zeit geschehen. 
Daher befindet sich die ostmitteleuropäische Integra­
tion in einer, wenn auch wohl nur vorübergehend 
schwierigen Phase.

Diese Konstellation kann sich in dem Augenblick' 
ändern, in dem eine Angleichung des wirtschaftlichen 
Entwicklungsstandes der Teilnehmerländer vollzogen 
worden ist. Die hier aufgeführten rationalen Gründe 
für wirtschaftliche Autonomie und getrennte wirt­
schaftspolitische Maßnahmen würden dann entfallen. 
Allerdings gibt es natürlich andere Faktoren organi­
satorischer Art, die eine vollständige Integration hem­
men. W ir glauben jedoch, daß sie in dem Augenblick 
nicht m ehr ein entscheidendes Hindernis sind, in dem 
eine solche Integration für alle Partner ein Gebot der 
Vernunft werden wird. Gegenwärtig ist jedoch das 
Risiko nicht überschaubar, das die nationalen Regie­
rungen mit einer weitgehenden Abgabe von wirt­
schaftspolitischen Kompetenzen an die zentralen Or­
gane des RGW auf sich nehmen würden, und die da­
für eingehandelten wirtschaftlichen Vorteile sind zu 
ungewiß, als daß sie eine Kompensation dafür dar­
stellen würden.

Im Endergebnis dürften jedoch die Faktoren über­
wiegen, die eine verstärkte Integration als empfeh­
lensw ert erscheinen lassen. Eine Abschwächung natio­
nalistischer Tendenzen von der wirtschaftlichen Seite 
her oder gar ihre allmähliche Überwindung liegt also 
durchaus im Bereich des Möglichen.

25) Eine allgemeinere Anwendung dieser These findet sidi in dem 
Aufsatz von E. B o e t t c h e r ,  .Phasentheorie der wirtsdiaft- 
lidien Entwidclung. Ein Ansatz zu einer dynamischen Theorie der 
Wirtschaftsordnung", in: Hamburger Jahrbudi für Wirtscäiafts- und 
Gesellsdiaftspolitik, Hrsg.: H.-D. Ortlieb, Tübingen 1959, S. 23 ff.

B e r i c h t i g u n g :
In dem Beitrag von Dr. Siegfried M a l i c h  „Haltung 
und Handlungsverm ögen der EWG gegenüber den 
Entwicklungsländern", Nr. 11/1963, S. 467, linke Spalte 
Zeile 14 soll es richtig heißen: . . . „Für eine Reihe 
empfindlicher Güter wird es nämlich neben den ge­
schaffenen Absciöpfungsmeciianismen w eder mengen­
mäßige Einfuhrbeschränkungen, noch Zölle, noch ein- 
zelstaatliche Schutzmaßnahmen gleicher W irkung mehr 
g e b e n " . . .
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